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Auszug aus: 

Ordnung zur Prävention gegen sexualisierte Gewalt an Minderjährigen und 

schutz- oder hilfebedürftigen Erwachsenen (Präventionsordnung PrävO)  

vom 01.Mai 2022 

 

 
 

II. Institutionelles Schutzkonzept 

 

§ 3  
Institutionelles Schutzkonzept 

(1) Auf der Basis einer Schutz- und Risikoanalyse hat jeder kirchliche Rechtsträger ein instituti-

onelles Schutzkonzept entsprechend den §§ 4-10 zu erstellen. Dem kirchlichen Rechtsträger 

kommt dabei die Aufgabe zu, den Prozess zu initiieren, zu koordinieren und die Umsetzung 

zu gewährleisten. Die/Der Präventionsbeauftragte steht bei der Erstellung von institutionel-

len Schutzkonzepten beratend und unterstützend zur Verfügung. 
 

(2) Alle Bausteine dieses Schutzkonzeptes sind zielgruppengerecht und lebensweltorientiert zu 

konzipieren. In das institutionelle Schutzkonzept sind die Inhalte der §§ 4-10 der Präven-

tionsordnung (Personalauswahl und -entwicklung, erweitertes Führungszeugnis und Selbst-

auskunftserklärung, Verhaltenskodex, Beschwerdewege, Qualitätsmanagement, Präventi-

onsschulungen, Maßnahmen zur Stärkung von Minderjährigen und schutz- oder hilfebedürf-

tigen Erwachsenen) aufzunehmen. 
 

(3) Schutzkonzepte in Einrichtungen und Diensten werden in Abstimmung mit der diözesanen 

Koordinationsstelle ausgestaltet (siehe § 11 Abs. 5). Sie sind nicht genehmigungspflichtig, 

jedoch zur fachlichen Prüfung der Koordinationsstelle zuzuleiten. Geprüft wird, ob die unter 

Punkt II. (Institutionelles Schutzkonzept) genannten Paragrafen in das Schutzkonzept auf-

genommen wurden. Zusätzlich muss deutlich werden, dass eine Schutz- und Risikoanalyse 

durchgeführt, das Schutzkonzept partizipativ erarbeitet und durch den kirchlichen Rechtsträ-

ger in Kraft gesetzt wurde. Mit der Unterschrift übernimmt der kirchliche Rechtsträger die 

Verantwortung für die Umsetzung und Ausgestaltung des Schutzkonzeptes. Die kirchlichen 

Rechtsträger erhalten von der Koordinationsstelle eine Rückmeldung zur fachlichen Prüfung. 
 

(4) Das erarbeitete institutionelle Schutzkonzept ist in geeigneter Weise allen Beschäftigten und 

Ehrenamtlichen in den Einrichtungen, Gremien und sonstigen Gliederungen des kirchlichen 

Rechtsträgers bekannt zu geben. 

§ 4  

Personalauswahl und –entwicklung 

(1) Kirchliche Rechtsträger tragen Verantwortung dafür, dass nur Personen im pastoralen oder 

erzieherischen sowie im betreuenden, beratenden oder pflegenden Umgang mit Minderjäh-

rigen und schutz- oder hilfebedürftigen Erwachsenen eingesetzt werden, die neben der er-

forderlichen fachlichen auch über die persönliche Eignung verfügen.  
 

(2) Die zuständigen Personalverantwortlichen thematisieren die Prävention gegen sexualisierte 

Gewalt im Vorstellungsgespräch, während der Einarbeitungszeit sowie in regelmäßigen Ge-

sprächen mit den Beschäftigten im kirchlichen Dienst. In der Aus- und Fortbildung ist sie 

Pflichtthema. 

§ 5  

Erweitertes Führungszeugnis und Selbstauskunftserklärung 
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(1) Zur Erfüllung ihrer Verpflichtung aus § 4 Abs. 1 haben sich kirchliche Rechtsträger von Per-

sonen gemäß § 2 Abs. 2 und 3 bei der Einstellung bzw. Beauftragung und nachfolgend im 

regelmäßigen Abstand von fünf Jahren entsprechend den gesetzlichen und arbeitsrechtlichen 

Regelungen, insbesondere des Bundeskinderschutzgesetzes und des Bundesteilhabegeset-

zes, ein erweitertes Führungszeugnis vorlegen zu lassen. Die Einsichtnahme ist dauerhaft zu 

dokumentieren. Die anfallenden Kosten für die Erteilung trägt der kirchliche Rechtsträger. 

Ausgenommen ist die Kostenübernahme bei Neueinstellungen. 
 

(2) Die kirchlichen Rechtsträger haben von den unter § 2 Abs. 2 genannten Personen einmalig 

eine Selbstauskunftserklärung einzuholen. Diese enthält Angaben, ob die einzustellende Per-

son wegen einer Straftat gemäß § 72a Abs. 1 SGB VIII verurteilt worden ist und ob insoweit 

ein staatsanwaltschaftliches Ermittlungsverfahren gegen sie eingeleitet worden ist. Darüber 

hinaus ist die Verpflichtung enthalten, bei Einleitung eines solchen staatsanwaltschaftlichen 

Ermittlungsverfahrens dem kirchlichen Rechtsträger hiervon unverzüglich Mitteilung zu ma-

chen. 
 

(3) Die Verpflichtung nach vorstehenden Absätzen gilt unabhängig vom Beschäftigungsumfang 

und Tätigkeitsfeld, insbesondere im Hinblick auf folgende Personengruppen: 

a. Kleriker einschließlich der Kandidaten für das Weiheamt, 

b. Ordensangehörige oder Mitarbeitende in einem Gestellungs- oder sonstigen Be-

schäftigungsverhältnis im Jurisdiktionsbereich des Erzbischofs 

c. Pastoral- und Gemeindereferenten/- innen sowie Anwärter/-innen auf diese Berufe. 
 

(4) Je nach Art, Intensität und Dauer des Kontakts mit Kindern, Jugendlichen und schutz- oder 

hilfebedürftigen Erwachsenen bzw. nach Aufgabe und Einsatz wird von den Verantwortlichen 

geprüft, ob von Personen gemäß § 2 Abs. 3 eine Selbstauskunftserklärung vorzulegen und 

zu dokumentieren ist. 
  

(5) Bei der Vereinbarung von Dienstleistungen durch externe Personen oder Firmen oder wenn 

externen Personen oder Firmen kirchliche Räume überlassen werden, sind diese Regelungen 

analog anzuwenden. 

 

§ 6  
Verhaltenskodex 

(1) Jeder kirchliche Rechtsträger gewährleistet, dass verbindliche Verhaltensregeln, die ein 

fachlich adäquates Nähe-Distanz-Verhältnis, einen respektvollen Umgang und eine 

wertschätzende Kommunikationskultur gegenüber den Minderjährigen sowie gegenüber 

schutz- oder hilfebedürftigen Erwachsenen sicherstellen, im jeweiligen Arbeitsbereich 

partizipativ erstellt werden. Jeder kirchliche Rechtsträger gewährleistet darüber hinaus, dass 

der Verhaltenskodex verbindliche Verhaltensregeln in folgenden Bereichen umfasst: 

a. Sprache und Wortwahl bei Gesprächen 

b. adäquate Gestaltung von Nähe und Distanz 

c. Angemessenheit von Körperkontakten 

d. Beachtung der Intimsphäre 

e. Zulässigkeit von Geschenken (im Hinblick auf Macht- und Abhängigkeitsverhältnis-

sen) 

f. Umgang mit und Nutzung von Medien und sozialen Netzwerken 

g. Disziplinierungsmaßnahmen 
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(2) Der Verhaltenskodex sowie die Sanktionen bei Nichteinhaltung sind vom kirchlichen Rechts-

träger in geeigneter Weise zu veröffentlichen. 
 

(3) Der Verhaltenskodex ist von den Personen gem. § 2 Abs. 2 und 3 durch Unterzeichnung 

anzuerkennen. Die Unterzeichnung ist verbindliche Voraussetzung für eine An- und Einstel-

lung, für eine Weiterbeschäftigung sowie für die Beauftragung zu einer ehrenamtlichen Tä-

tigkeit. 
 

(4) Dem kirchlichen Rechtsträger bleibt es unbenommen, im Einklang mit den geltenden arbeits-

rechtlichen Bestimmungen über den Verhaltenskodex hinaus Dienstanweisungen und haus-

interne Regelungen zu erlassen. 
 

(5) Vorgesetzte und Leitungskräfte haben eine besondere Verantwortung dafür, die verbindlichen 

Verhaltensregeln einzufordern und im Konfliktfall fachliche Beratung und Unterstützung zu 

ermöglichen. 

§ 7  
Beschwerdewege 

(1) Im Rahmen des institutionellen Schutzkonzepts sind interne und externe Beratungsmöglich-

keiten zu nennen und Melde- und Beschwerdewege für Minderjährige sowie schutz- oder 

hilfebedürftige Erwachsene, Eltern bzw. Personensorgeberechtigte sowie für die in § 2 Abs. 

2 und 3 genannten Personen zu beschreiben.  
 

(2) Die Beschreibungen der Melde- und Beschwerdewege haben sich an der „Ordnung für den 

Umgang mit sexuellem Missbrauch Minderjähriger und schutz- oder hilfebedürftiger Erwach-

sener durch Kleriker und sonstige Beschäftigte im kirchlichen Dienst“ und dazugehörige diö-

zesane Ausführungsbestimmungen oder an gleichwertigen eigenen Regelungen zu orientie-

ren. Hierbei ist insbesondere auf ein transparentes Verfahren mit klarer Regelung der Abläufe 

und Zuständigkeiten und auf die Dokumentationspflicht Wert zu legen.  
 

(3) Die Melde- und Beschwerdewege müssen in geeigneter Weise bekannt gemacht werden. 
 

(4) Personen mit Kontakt zu Betroffenen oder Kontakt zu Beschuldigten bzw. Tätern können 

kontinuierlich Supervision erhalten. 

(5) Der kirchliche Rechtsträger hat durch geeignete Maßnahmen dafür Sorge zu tragen, dass alle 

Beteiligten, insbesondere Minderjährige und schutz- oder hilfebedürftige Erwachsene, regel-

mäßig und angemessen über ihre Rechte und Pflichten informiert werden. 
 

(6) Der kirchliche Rechtsträger hat in seinem Zuständigkeitsbereich sicherzustellen, dass im Hin-

blick auf die Benennung sexualisierter Gewalt und sexueller Grenzverletzungen die beauf-

tragten Ansprechpersonen für Betroffene von sexualisierter Gewalt der Erzdiözese bekannt 

gemacht sind. 

§ 8  
Qualitätsmanagement 

(1) Der kirchliche Rechtsträger hat die Verantwortung dafür, dass Maßnahmen zur Prävention 

als Teil seines Qualitätsmanagements implementiert, kontrolliert, evaluiert und weiterentwi-

ckelt werden. 
 

(2) Der kirchliche Rechtsträger stellt sicher, dass die Minderjährigen und schutz- oder hilfebe-

dürftigen Erwachsenen sowie deren Erziehungs- bzw. Personensorgeberechtigte oder gesetz-

liche Betreuer/-innen über die Maßnahmen zur Prävention angemessen informiert werden 

und die Möglichkeit haben, Ideen, Kritik und Anregungen an den kirchlichen Rechtsträger 

weiterzugeben. 
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(3) Für jede Einrichtung, für jeden Verband oder für den Zusammenschluss mehrerer kleiner 

Einrichtungen muss eine Präventionsfachkraft benannt sein, die bei der Umsetzung des in-

stitutionellen Schutzkonzeptes berät und unterstützt. 
 

(4) Als Teil einer nachhaltigen Präventionsarbeit ist im Rahmen der Auswertung eines Vorfalls 

bzw. bei strukturellen Veränderungen das Schutzkonzept auf erforderliche Anpassungen zu 

überprüfen. 
 

(5) Das Schutzkonzept ist regelmäßig – spätestens alle fünf Jahre – zu überprüfen und ggfs.  

weiterzuentwickeln. 

§ 9  

Präventionsschulungen 

(1) Kirchliche Rechtsträger tragen Verantwortung dafür, dass die Prävention gegen sexualisierte 

Gewalt an Minderjährigen und schutz- oder hilfebedürftigen Erwachsenen integraler Bestand-

teil der Aus- und Fortbildung aller Beschäftigten im kirchlichen Dienst, ehrenamtlich tätigen 

Personen sowie Mandatsträger/-innen ist. 
 

(2) Leitende Mitarbeitende tragen Personal- und Strukturverantwortung. Daher muss diese Per-

sonengruppe über das Grundlagenwissen hinaus im Rahmen ihrer Verantwortungsbereiche 

intensiv qualifiziert werden.  
 

(3) Mitarbeitende mit einem intensiven, pädagogischen, therapeutischen, betreuenden, beauf-

sichtigenden, pflegenden oder seelsorglichen Kontakt mit Minderjährigen bzw. schutz- oder 

hilfebedürftigen Erwachsenen müssen an einer Intensivschulung teilnehmen. 
 

(4) Mitarbeitende und ehrenamtlich Tätige mit einem regelmäßigen pädagogischen, therapeuti-

schen, betreuenden, beaufsichtigenden oder pflegenden Kontakt mit Minderjährigen bzw. 

schutz- oder hilfebedürftigen Erwachsenen müssen an einer Basisplusschulung teilnehmen. 

Ebenso gilt dies für Personen, die an Veranstaltungen teilnehmen, bei denen Minderjährigen 

bzw. schutz- oder hilfebedürftigen Erwachsenen Übernachtungsmöglichkeiten angeboten 

werden. 
 

(5) Mitarbeitende und ehrenamtlich Tätige mit sporadischem Kontakt zu Minderjährigen bzw. 

schutz- oder hilfebedürftigen Erwachsenen müssen an einer Basisschulung teilnehmen.  
 

(6) Alle Personen gemäß § 2 Abs. 2 und 3 die nicht unter die vorstehenden Abs. 2 bis 5 fallen, 

sind regelmäßig auf die Bedeutung der Prävention gegen sexualisierte Gewalt hinzuweisen. 
 

(7) Der kirchliche Rechtsträger hat dafür Sorge zu tragen, dass die unterschiedlichen Personen-

gruppen in einer angemessenen Frist (mindestens alle fünf Jahre) an Vertiefungsveranstal-

tungen teilnehmen. 
 

(8) Die Teilnahme ist vom kirchlichen Rechtsträger dauerhaft zu dokumentieren.  
 

(9) Präventionsschulungen gegen sexualisierte Gewalt haben Kompetenzen insbesondere zu fol-

genden Themen zu vermitteln: 

a. angemessene Nähe und Distanz 

b. Kommunikations- und Konfliktfähigkeit 

c. eigene emotionale und soziale Kompetenz 

d. Psychodynamiken Betroffener 

e. Strategien von Tätern/Täterinnen 

f. (digitale) Medien als Schutz- und Gefahrenraum / Medienkompetenz 

g. Dynamiken in Institutionen mit asymmetrischen Machtbeziehungen sowie begünsti-

genden institutionellen Strukturen 
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h. Straftatbestände und kriminologische Ansätze sowie weitere einschlägige rechtliche 

Bestimmungen 

i. notwendige und angemessene Hilfen für Betroffene, ihr Umfeld und die betroffenen 

Institutionen 

j. sexualisierte Gewalt von Kindern, Jugendlichen (Peer Gewalt) und schutz- oder hil-

febedürftigen Erwachsenen an anderen Minderjährigen oder schutz- oder hilfe-be-

dürftigen Erwachsenen 

k. Schnittstellenthemen wie zum Beispiel sexuelle sowie geschlechter- und kultursen-

sible Bildung 

l. regionale fachliche Vernetzungsmöglichkeiten mit dem Ziel eigener Vernetzung 

 

§ 10  
Maßnahmen zur Stärkung von Minderjährigen und schutz- oder hilfebedürftigen Erwach-

senen 

Jeder kirchliche Rechtsträger hat geeignete Maßnahmen zur Stärkung von Minderjährigen und 
schutz- oder hilfebedürftigen Erwachsenen (Primärprävention) zu entwickeln bzw. umzusetzen. Dazu 

gehört auch die Einbeziehung des Umfelds zum Thema Prävention gegen sexualisierte Gewalt (Eltern 
bzw. Personensorgeberechtigte, Angehörige und gesetzliche Betreuungen). 
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